
212 B. Gesetzliche Bestimmungen

§ 354
Absehen von der Verwirklichung 

der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit bei Auslieferung
(1) Von der Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­

antwortlichkeit kann abgesehen werden, wenn der Verurteilte wegen 
einer anderen Tat einem anderen Staat ausgeliefert wird.

(2) Kehrt der Ausgelieferte zurück, kann die Verwirklichung der Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit nachgeholt werden.

§ 356
Auslegung des Urteils

(1) Wenn über die Auslegung des Urteils oder über die Berechnung der 
erkannten Strafe mit Freiheitsentzug Zweifel entstehen, ist die Entschei­
dung des Gerichts herbeizuführen. In der Regel soll das Gericht in der 
Zusammensetzung entscheiden, in der es das Urteil gesprochen hat. Diese 
Entscheidung kann nicht angefochten werden.

(2) Die Verwirklichung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit wird dadurch nicht gehemmt; das Gericht kann jedoch einen 
Aufschub oder eine Unterbrechung der Verwirklichung der Maßnahmen 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit anordnen.

§ 359 
Rechtsmittel

(1) Dem Staatsanwalt steht gegen alle bei der Verwirklichung der Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit getroffenen gerichtlichen 
Entscheidungen die Beschwerde zu, soweit das Gesetz nicht ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt.

(2) Dem Verurteilten steht die Beschwerde gegen die Anordnung des 
Vollzuges der bei der Verurteilung auf Bewährung angedrohten Freiheits­
strafe, die Umwandlung von Geldstrafe in Freiheitsstrafe, die Anordnung 
des Vollzuges der Freiheitsstrafe bei Widerruf der Strafaussetzung auf 
Bewähi'ung, die Anordnung der Jugendhaft wegen böswilliger Nichterfül­
lung gerichtlich auferlegter Pflichten, die nachträgliche Bildung einer 
Hauptstrafe sowie gegen die Anordnung von Maßnahmen zur Erhöhung 
der erzieherischen Wirkung der Strafaussetzung auf Bewährung und zur 
Wiedereingliederung Vorbestrafter zu.

§ 360
Verjährung der Verwirklichung 

von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit
(1) Die Verwirklichung rechtskräftig erkannter Maßnahmen der straf­

rechtlichen Verantwortlichkeit verjährt:
1. bei Freiheitsstrafen von mehr als zehn Jahren in zwanzig Jahren;
2. bei Freiheitsstrafen von fünf bis zehn Jahren in zehn Jahren;
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